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Neue Medien – neue Machtverhältnisse? Eine Fallstudie zum
Einsatz von Online-Beteiligungsplattformen durch Parteien1

Katharina Hanel, Stefan Marschall &Nadja Wilker

Einleitung

Parteien reagieren als «lernende Organisationen mit hoher Anpassungsfä-
higkeit» (Korte 2012: 25) auf Veränderungen und neue Anforderungen ihrer
Umwelt. Als eine solche Herausforderung werden seit Jahren der Wandel
von Medien und ihrer Nutzung sowie ihr gestiegener Einfluss auf Gesell-
schaft und Politik unter dem Stichwort der «Medialisierung»2 diskutiert und
erforscht (vgl. Donges 2008, Kepplinger 1999, Mazzoleni/Schulz 1999).
Dabei wurden bisher vornehmlich Massenmedien betrachtet, die sich als
Organisationen mit spezifischen Zielen und Handlungslogiken zu eigen-
ständigen (politischen) Akteuren entwickelt haben (vgl. Saxer 1980, Schulz
2011). Voraussetzung für die Annahme einer Medialisierung der Politik ist
hierbei der (bisher zumindest noch weitestgehend geltende) Umstand, dass
in modernen Massendemokratien politische Akteure wie Parteien auf der
einen und Bürgerinnen und Bürger3 auf der anderen Seite auf die Vermitt-
lungsleistung der Massenmedien angewiesen sind (vgl. Marcinkowski/Stei-
ner 2008). Massenmedien als «gatekeeper»  wiederum selektieren und
«framen» Informationen auf der Grundlage bestimmter Kriterien und Me-
dienlogiken (vgl. z. B. Schulz 2009: 105) – sie vermitteln also nicht nur
Inhalte, sondern auch Deutung.

Für politische Parteien ergeben sich hieraus einerseits Risiken, da der
Informationsfluss und die öffentliche Themen-Agenda von ihnen nicht voll-
ständig gelenkt werden können. Die massenmediale Kommunikation dient

1

1 Es handelt sich um eine grundlegend überarbeitete und erweiterte Version eines Bei-
trags von Katharina Hanel und Stefan Marschall, der in der Zeitschrift für Politik-
wissenschaft erschienen ist (Heft 1/2012).

2 Der Begriff wird dabei nicht immer einheitlich verwendet; siehe z. B. Diskussion bei
Donges 2005.

3 Aus Gründen der Lesbarkeit werden im Folgenden nur noch die maskulinen Formen
benutzt.
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zudem nicht nur als Hauptinstrument bei der Wähleransprache, sondern ist
auch der zentrale Kanal für die Kommunikation mit der Parteibasis. Zu star-
ke Anpassungen der Parteikommunikation an die Logik der Massenmedien
können Macht- und Funktionsverluste nach sich ziehen und parteiimma-
nente Konfliktlagen verschärfen (vgl. Imhof 2006, Sarcinelli 1998). Auf der
anderen Seite wird in der Medialisierung der Parteienkommunikation im
Zuge von allgemeinen Zentralisierungs- und Professionalisierungstenden-
zen (vgl. u. a. Bukow 2010) vor allem für die Parteiführung4 eine Chance
gesehen, Machtressourcen hinzuzugewinnen, indem sie die innerparteiliche
Informationsleistung und Themensetzung über Massenmedien steuert.

Seit geraumer Zeit beschleunigt sich der skizzierte Medienwandel durch
die technischen Möglichkeiten des Internets. Dabei wird – besonders unter
Stichworten wie ‹Web 2.0› und ‹Social Media› – diskutiert, inwiefern der
Einfluss der Massenmedien durch die individualisierten und grundsätzlich
für jeden offenen Kommunikationskanäle des Internets abnimmt und sich
hier neue Medienlogiken entwickeln. Die Erwartungen hinsichtlich der Aus-
wirkungen der internetbasierten Ausdifferenzierung und Veränderung von
Kommunikationsformen und -kanälen auf die Politik – im Speziellen auf
das Verhältnis von Parteien und Bürgern sowie Parteieliten und Parteibasis
– sind dabei ambivalent. Sie reichen von optimistischen Einschätzungen, die
auf mehr Beteiligungschancen für Bürger und einfache Mitglieder hoffen (
«Partizipationsthese», vgl. Meckel 2008, Leggewie/Bieber 2004), bis hin
zur pessimistischen Perspektive einer «Instrumentalisierungsthese», die da-
von ausgeht, dass neue internetbasierte Anwendungen vor allem von den
Parteiführungen strategisch genutzt werden, um ihre komunikative Macht-
stellung zu stärken (vgl. Wiesendahl 2002, Sarcinelli 2011).

Es stellt sich folglich die Frage, inwieweit Formen digitaler Kommuni-
kation zu einer Verschiebung der Machtverhältnisse zwischen Parteifüh-
rung, Parteibasis und Bürgern führen können und ob sich bei ihrem Einsatz

4 Katz und Mair (1993) unterscheiden zwischen drei Gesichtern von Parteiorganisa-
tionen, die jeweils eigene Ziele und Rahmenbedingungen aufweisen: der party in
central office, zu der Vertreter der politischen Führung sowie Mitarbeiter der Partei-
zentrale gehören, der party in public office, mit der Mandatsträger, z. B. in der Re-
gierung oder einem Parlament gemeint sind, sowie der party on the ground, zu der
Parteimitglieder ohne öffentliches oder Parteiamt zählen, aber auch Parteisympathi-
santen und Stammwähler. Wenn im Folgenden von ‹Parteiführung› gesprochen wird,
sind damit also im Sinne der party in central office Vertreter der politischen Führung
sowie Mitarbeiter der Parteizentrale gemeint (vgl. auch Bukow 2010).
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ähnliche Tendenzen und Effekte wie bei der Medialisierung durch ‹al-
te› Medien zeigen.

Diese Frage muss differenziert für unterschiedliche Online-Anwendun-
gen beantwortet werden. Daher soll ein konkreter Fall untersucht werden:
die Nutzung von online-basierten Partizipationsplattformen durch Parteien.
Dafür erscheint es sinnvoll, zunächst die Diskussion um die Medialisierung
von Parteien durch ‹alte› Medien und ihre vermuteten Folgen für die inner-
parteilichen Macht- und Einflussstrukturen darzustellen. Daran anknüpfend
wird theoretisch herausgearbeitet, inwiefern ‹neue› Medien diesen Entwick-
lungen entgegenwirken oder sie verstärken könnten. Aus dieser Gegenüber-
stellung werden Hypothesen generiert, die anhand eines konkreten Beispiels
überprüft werden sollen. Im Rahmen einer Fallstudie wird dafür der Einsatz
der Plattform «www.onlineantrag.spd.de» durch die SPD-Bundespartei un-
tersucht, auf der Parteimitglieder und Bürger an der Formulierung eines An-
tragskapitels für den Bundesparteitag im Dezember 2011 mitwirken konn-
ten.

Theoretischer Rahmen und Forschungsstand: Parteien und (Ent-)
Medialisierung

Parteiakteure und Massenmedien

(Massen-)Medien sind technische Kommunikationskanäle, aber ebenso
auch Organisationen mit eigenen (ökonomischen) Interessen. Sie stellen so-
ziale Regelsysteme bereit, die als solche auf andere Teilbereiche der Ge-
sellschaft wirken können (vgl. «Medienkompaktbegriff» bei Schmidt 2008).
Vor allem im Bereich der Politik wird eine solche Wirkung vermutet, denn
hier spielt Kommunikation eine entscheidende Rolle: Sie soll Transparenz
und Legitimation von kollektiv bindenden Entscheidungen generieren, ge-
sellschaftliche Interessen erfassen und eine Mitsprache der Bürger ermög-
lichen (vgl. Donges/Jarren 2006: 22). Die direkte Kommunikation zwischen
Akteuren des politischen Systems und Bürgern gestaltet sich in einer immer
ausdifferenzierteren und komplexer werdenden Gesellschaft dabei als
schwierig. Parteien können als Folge allgemeiner gesellschaftlicher Wand-
lungsprozesse und der Auflösung traditioneller Wählermilieus schon lange
nicht mehr auf eine homogene Wählerschaft setzen, die sie vormals noch
über eigene Kommunikationskanäle und die Parteibasis erreichen konnten.
Der Wandel der großen Parteien hin zu ‹catch all parties› macht vielmehr

2
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eine Integration und Kommunikation heterogener gesellschaftlicher Inte-
ressen notwendig (vgl. Poguntke 2000). Dabei werden die Parteien gleich-
zeitig weniger unterscheidbar und stehen miteinander in stärkerer Konkur-
renz um Aufmerksamkeit und Wählerstimmen.

An der Schnittstelle zwischen Politik und Gesellschaft haben die Mas-
senmedien und die über sie hergestellte Öffentlichkeit die Informations- und
Kommunikationsleistung zwischen politischem System und gesellschaftli-
cher Basis übernommen. Politik – und Parteien im Speziellen – sind «in
besonderem Maße auf mediale Leistungen der Her- und Bereitstellung von
themenspezifischer Aufmerksamkeit und Akzeptanz angewiesen» (Marcin-
kowski/Steiner 2008: 15).

Aus dieser Schlüsselstellung der Massenmedien können sich Macht- und
Kontrollverluste für politische Akteure ergeben. So steht einerseits die These
im Raum, «dass die Struktur- und Handlungslogiken der Politik im Zuge der
Suche nach Medienpräsenz durch die Aufmerksamkeitsregeln der Massen-
medien kontaminiert werden»  (Zittel 2009: 368). Andererseits lässt sich
auch ein aktiver Zugriff der Parteien auf das Mediensystem beobachten;
diese ordnen sich keineswegs nur den Medien unter (vgl. u. a. von Alemann/
Marschall 2002). Der Realität am nächsten scheint jedoch die Annahme
einer Interdependenz, einer gegenseitigen Abhängigkeit und Beeinflussung
von Politik und Medien, bei der je nach konkretem Fall die eine oder andere
Seite dominanter ist (vgl. Schulz 2011).

Im Sinne einer Dominanz der Medien lassen sich die möglichen Auswir-
kungen einer solchen Medialisierung auf der Mesoebene (z. B. bei Parteien)
nach Kepplinger (2008) entlang dreier Dimensionen unterscheiden: Zum
einen kann es zu einem Autonomieverlust von Organisationen kommen,
wenn Massenmedien die Auswahl und Deutung von Themen übernehmen
und den Erfolg von (politischen) Akteuren und die Durchsetzung von Posi-
tionen durch ihre Darstellungsweise und Deutung beeinflussen. Ein Funk-
tionsverlust (oder zumindest eine «Funktionseinschränkung», Marcinkow-
ski 2005) ist dann zu identifizieren, «wenn die Akteure in anderen Subsys-
temen aufgrund ihrer Anpassung an die Erfolgsbedingungen der Medien ihre
eigentlichen Aufgaben nicht optimal wahrnehmen» (Kepplinger 2008: 327).
Als eine weitere Folge wäre unter dem Stichwort ‹Machtverlagerung› zu
untersuchen, inwieweit Medien durch die Selektion von Themen und Deu-
tungen die Entscheidungsräume von Akteuren aus anderen Teilbereichen
(z. B. Parteien) einschränken.

Es lassen sich allerdings nicht nur Auswirkungen auf das Verhältnis zwi-
schen Medien und Parteien generell feststellen, sondern ebenso Effekte auf
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die parteiinternen Strukturen. So stellt Imhof (2006) als eine Folge der An-
passung an die Regelsysteme der Medien veränderte Auswahlprinzipien bei
der Rekrutierung von Parteieliten fest (vgl. hierzu Höhne in diesem Band),
die charismatischen Spitzenpolitikern mehr Aufmerksamkeit und Macht zu-
weisen. Als Konsequenz einer medial bedingten Personalisierung gibt er zu
bedenken, dass «[p]olitische Positionen […] kommunikativ immer mehr
Individuen statt Parteien oder Verbänden zugeordnet und mit Charakterdar-
stellungen […] verknüpft» werden (ebd.: 203). Kamps (2006) sieht als Folge
ungleich verteilte Kommunikationschancen zugunsten der Parteiführungen,
die ihren Einfluss und ihre Autonomie gegenüber der Parteibasis und den
Parteisympathisanten (party on the ground) über ihre Medienpräsenz stär-
ken. Zudem verschaffe ihre Prominenz einzelnen Akteuren eine direkte öf-
fentlichkeitsbasierte Legitimation, wodurch etablierte Strukturen wie Funk-
tionäre oder Parteigremien umgangen werden könnten – zum Schaden der
innerparteilichen Demokratie. Es ließe sich in Folge von einem Einfluss-
verlust der party on the ground sprechen, wenn sich Akteure der Parteifüh-
rung Aufmerksamkeit und Einfluss durch mediengerechte Inszenierungen
statt durch fachliche Kompetenz und die Legitimation der Parteibasis ver-
schafften (vgl. Imhof 2006). Auch Müller (1999) beschreibt einen solchen
Machtverlust der einfachen Mitglieder: Wenn die interne Willensbildung
und Entscheidungsfindung der Parteien zu einem großen Teil von den Me-
dien beeinflusst werden, habe dies die «gesunkene und weiter sinkende Be-
deutung des ‹Willens› der Mitglieder und Gliederungen der Parteien» (ebd.:
242) zur Folge. Für die Parteiorganisationen ergibt sich daraus ein «ambi-
valente[s] Spannungsverhältnis» (Sarcinelli 1998: 286) zwischen einer me-
diengerechten Außendarstellung und einer an die Mitglieder gerichteten in-
ternen Politikherstellungskommunikation.

Kurzum: Es gibt gegensätzliche Aussagen darüber, in welche Richtung
sich Medialisierungseffekte auf parteiinterne Strukturen auswirken; sie tref-
fen sich jedoch in der Vermutung, dass die Massenmedien die innerpartei-
lichen Kommunikationsstrukturen verändert haben. Im Folgenden soll be-
trachtet werden, ob und inwieweit sich diese Medialisierungsphänomene
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auch auf die Nutzung und Verbreitung von Online-Medien5 übertragen las-
sen bzw. ob in diesen ein Potenzial für ein neues Machtgefüge in der Be-
ziehung von Parteiführung und Parteibasis liegt.

Parteiakteure und ‹neue› Medien

Die Formen und Strukturen politischer Kommunikation haben sich durch
die Etablierung und Konsolidierung des Internets und den darauf basieren-
den vielfältigen Anwendungen nachhaltig verändert (vgl. Emmer et al.
2011). Die möglichen Effekte einer solchen ‹neuen› Medialisierung auf die
moderne Demokratie und auf Parteien als ihre zentralen Akteure wurden
dabei von Anfang an ambivalent diskutiert: Zum einen gab es, wie bereits
kurz angerissen, die Erwartungen, die technischen Möglichkeiten des Inter-
nets würden aufgrund der geringen monetären und zeitlichen Kommunika-
tionskosten sowie der reziproken und teilnahmeoffenen Strukturen zu einer
Öffnung der politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse füh-
ren. Auf Parteien bezogen wurde und wird im Internet eine Chance gesehen,
einfachen Parteimitgliedern wie auch Nichtmitgliedern mehr Einfluss zu
verschaffen. Andere Sichtweisen wiederum gehen davon aus, dass die Par-
teiführungen internetbasierte Kommunikationskanäle vor allem nutzen wür-
den, um die innerparteilichen hierarchischen Willensbildungsstrukturen
weiter zu stärken. Sie würden neue Kommunikations- und Informations-
technologien ähnlich wie zuvor die Massenmedien einsetzen, um sich zu-
sätzliche strategische Steuerungsvorteile und Machtressourcen zu verschaf-
fen (vgl. Wiesendahl 2002, Sarcinelli 2011).

Empirische Untersuchungen belegen zunächst eine allgemeine Offenheit
der Parteien, neue online-basierte Informations- und Kommunikationstech-
nologien für ihr internes und externes Kommunikationsmanagement einzu-
setzen. Anfangs stand dabei vor allem der Einsatz von unidirektionalen In-
formationsangeboten in Wahlkämpfen im Vordergund (vgl. Bieber 1999,

2.2

5 Unter ‹Online-Medien› wird hier Folgendes verstanden: «institutionalisierte (d.h.
durch Regeln strukturierte) Formen der Vermittlung von Kommunikationsteilneh-
mern […], deren Spezifikum es ist, durch die Nutzung von Computernetzen eine in
hohem Maße adaptive, hypertextuelle, informative, interaktive, multifunktionale und
multimediale Kommunikation zu ermöglichen» (vgl. Glossar der DFG-Forschergrup-
pe Politische Kommunikation in der Online-Welt unter www.fgpk.de/dokumente/
glossar-2, Stand 11.11.2013).
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Gibson et al. 2003). Neben diese kommunikativ einseitigen und hierarchi-
schen, der massenmedialen Kommunikation ähnlichen Formen treten seit
einiger Zeit jedoch ‹Web 2.0›-Anwendungen, die das Potential von Online-
Medien neuartig ausschöpfen. Diese Formate und Plattformen ermöglichen
und erfordern eine responsive Kommunikation der Akteure sowie eine Ver-
netzung und Kollaboration ihrer Nutzer in offenen, hierarchiefremden Struk-
turen (vgl. Busemann/Gscheidle 2011). Folglich werden neue Erwartungen
zur Machtverteilung zwischen den Parteiführungen, der Parteibasis und den
Bürgern formuliert, die die «Partizipationsthese» stützen.

Es scheint Konsens, dass durch neue Online-Kommunikationskanäle eine
Öffnung von Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen der Parteien für
Bürger und für die party on the ground technisch erleichtert worden ist (vgl.
Bieber 2011) – aber ebenso eine direkte «top down»-Kommunikation der
Parteiführungen. Als Folge wird ein Bedeutungsverlust der Massenmedien
für die Parteien postuliert. Zittel stellt gar die Frage nach einer «Entmedia-
lisierung durch Neue Digitale Medien» (Zittel 2009: 366); auch Coleman
spricht von einer «un-mediated» oder «self-mediated» (Coleman 2005: 187)
Kommunikation von Parteiakteuren. So geht es bei der Diskussion um eine
neue Medialisierung zunächst darum, dass zumindest für bestimmte Zwecke
und Zielsetzungen die Selektionsmechanismen der alten Medien durch neue
technische Möglichkeiten umgangen werden können: «With the advent of
the internet, conventional mass media lose their monopoly as mediators be-
tween citizens and politicians» (Finnemann 2011: 74). Ähnlich weist auch
Zittel den internetbasierten Kommunikationsmedien eine besondere Quali-
tät zu:

«Die Bedeutung und Relevanz direkter Kommunikation zwischen Bürger und
Staat ergibt sich aus der skizzierten Kritik an den Massenmedien. Sie wird in
ihren Formen, Inhalten und Effekten als Gegengewicht zur massenmedial be-
stimmten politischen Kommunikation begriffen.» (Zittel 2009: 369)

Allein die Existenz digitaler Medien reicht allerdings noch nicht aus, um
ihre Nutzung durch Parteiakteure und die möglichen Nutzungsfolgen zu er-
klären (vgl. ebd.). Die Entscheidung für oder gegen den Einsatz bestimmter
Online-Medien hängt von unterschiedlichen Faktoren ab: einerseits davon,
inwieweit eine Anwendung zum jeweiligen (partei-)politischen Kontext
passt, aber auch von anderen constraints, zum Beispiel den rechtlichen Rah-
menbedingungen oder der jeweiligen Organisationskultur.

Darüber hinaus setzen auch die neuen Formen der Online-Kommunika-
tion spezifische Rahmenbedingungen für ihre Nutzer: Zum einen funktio-
nieren die vielfältigen online-basierten Kommunikationskanäle und -platt-
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formen nach einer jeweils eigenen Logik, an die sich die politischen Akteure
anpassen müssen und die neue Abhängigkeiten schaffen (vgl. Schulz 2004).
Zum anderen setzen die verwendeten Hardware- und Softwarevarianten
technische Rahmen, die wiederum von neuen (Online-)Medienakteuren und
-organisationen gestaltet werden können. Coleman (2005: 185) weist darauf
hin: «Technologies are never neutral: they are designed, shaped and socially
modified in accordance with discourses that are often profoundly political
and hegemonic».6 Des Weiteren muss bei der Verwendung neuer Kommu-
nikationsmöglichkeiten auch berücksichtigt werden, welche Adressaten in-
nerhalb oder außerhalb von Parteien überhaupt erreicht werden sollen und
können, sowie welche Art und welches Ausmaß an Responsivität und Par-
tizipation erwünscht sind. Hinzu kommt die Angst politischer Akteure vor
einem Kontroll- und Steuerungsverlust in Folge des Einsatzes von Online-
Anwendungen (vgl. Chadwick 2009). Zittel (2009: 371) geht deshalb davon
aus, dass, wenn überhaupt, «die neuen Medien im Zuge strategischer Kom-
munikation» genutzt werden.

Die Aussagen über (Ent-)Medialisierungsfolgen müssen dementspre-
chend in ihrer Ambivalenz betrachtet werden: Einerseits kann eine ‹Entme-
dialisierung› durch Online-Kommunikation einen Machtgewinn für die Par-
teiführung bedeuten, da diese weniger auf die Massenmedien angewiesen
ist, um Mitglieder und Wähler zu erreichen.7 Gleichzeitig sind im Sinne der
Partizipationshypothese gestiegene Einflusschancen der party on the
ground zu erwarten. Diese kann einfacher und kostengünstiger direkt in
Kontakt zu Abgeordneten oder anderen Parteivertretern treten und Anliegen
äußern sowie sich effizient und effektiv organisieren. Dabei steigt durch
dieses Kommunikationspotenzial zugleich auch die Erwartungshaltung ge-
genüber den Parteieliten, auf die so geäußerten Meinungen der Parteibasis
und der Wähler zu reagieren.

6 Als Beispiel führt Coleman Suchmaschinen an, deren Ergebnisse (und vor allem deren
Rangfolge) von Algorithmen abhängig sind, die wiederum von Programmierern kon-
tingent gestaltet werden (vgl. ebd.).

7 Auch das Verhältnis der Akteure innerhalb der Parteiführungen und zur party in public
office kann durch den Einsatz neuer Medien verändert werden. So gehen u. a. Norton
(2007) und Leiston-Bandeira (2012) davon aus, dass die neuen Kommunikations-
möglichkeiten besonders für Mandatsträger Chancen bieten, ihre Wähler direkt zu
erreichen und sich damit unabhängiger von den Ressourcen und Botschaften des Par-
teimanagements zu machen. Hieraus ergeben sich weitere relevante Fragestellungen,
die im Rahmen dieses Beitrags allerdings nicht verfolgt werden können.
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Generell sind durch die internetbasierten Möglichkeiten der direkten Mit-
glieder- und Wählerkommunikation sowohl die Parteiführungen als auch die
parties on the ground nicht mehr in dem bisherigen Maße von der Vermitt-
lungs- und Interpretationsleistung der Massenmedien abhängig (vgl. Schulz
2004). Es stellt sich allerdings die Frage, in welchem Verhältnis diese Au-
tonomiegewinne innerhalb der Parteistrukturen zueinander stehen und wie
diese tatsächlich genutzt werden. Hierzu werden im Folgenden Hypothesen
formuliert, die anschließend im Rahmen der Fallstudie überprüft werden
sollen.

Untersuchungsgegenstand und Hypothesen

Eine spezifische Nutzungsform neuer digitaler Medien stellen internetba-
sierte Partizipationsplattformen dar, auf denen Experten und/oder Bürger
Probleme diskutieren, Lösungen erarbeiten oder sich gegenseitig beraten
können. Solche Plattformen wurden in den vergangenen Jahren von unter-
schiedlichen Akteuren auf verschiedenen politischen Ebenen genutzt (vgl.
Albrecht 2010, Lübcke/Lührs 2008, Märker/Wehner 2008). Die Piratenpar-
tei hat die internetbasierte Mitgliederkommunikation und -einbindung mit
der Software «LiquidFeedback» und anderen Online-Plattformen sogar zur
zentralen Struktur ihrer innerparteilichen Organisation gemacht. Alle bei
LiquidFeedback angemeldeten «Piraten» können zum Beispiel online An-
träge einreichen, gemeinsam weiterentwickeln und bewerten, über die dann
vom Parteitag abgestimmt wird (vgl. Appelius/Fuhrer 2012). Aber auch eta-
blierte Parteien setzen zunehmend Internetplattformen ein, auf denen Mit-
glieder – und zum Teil auch andere Interessierte – zu Themen diskutieren,
Anliegen einbringen und über Ideen abstimmen können.8 Die Kommunika-
tion auf solchen Plattformen ist augenscheinlich durch eine andere Logik
geprägt als die hierarchisch organisierten Kommunikationsstrukturen der
Parteien in der Offline-Welt. Sie entspricht ebensowenig der Logik mas-
senmedialer Kommunikation, denn auf solchen Plattformen kann jeder Teil-
nehmer – theoretisch und technisch – gleichberechtigt zugleich Rezipient,
Produzent und Kommentator von Inhalten sein.

2.3

8 Vgl. zum Beispiel FDP Bayer: New Democracy, URL: fdpbayern.newdemocracy.de;
SPD Bundestagsfraktion: Zukunftsdialog Online, URL: zukunftsdialog.spdfrakti-
on.de/; Die Linke: Die elektronische Programmdebatte, URL: dielinke.adhocracy.de
(alle zuletzt abgerufen am 11.11.2013).
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Welche konkreten Erwartungen an den Einsatz einer solchen Online-Par-
tizipationsplattform durch eine etablierte Partei lassen sich formulieren?
Zunächst: Die Form des Einsatzes können die Parteiführungen selbst ge-
stalten. Dies unterscheidet die Partizipationsplattformen von der Nutzung
anderer Web 2.0-Angebote wie beispielsweise Facebook oder Twitter, bei
denen die Parteiakteure keinen Einfluss auf die Formatbedingungen haben,
sondern diese von den externen Anbietern bestimmt werden. Bei der Online-
Kommunikation zeigen sich bei den Parteien ähnliche Tendenzen einer Pro-
fessionalisierung und Zentralisierung wie bei der Offline-Kommunikation
(vgl. Albers 2009); insofern liegt die Entscheidung über das ‹ob› und ‹wie› in
der Regel bei der Parteiführung. Daher steht zu vermuten, dass Parteieliten
den Einsatz von Online-Beteiligungsplattformen gezielt und begrenzt nut-
zen und dabei versuchen werden, die Kontrolle über den Einsatz, den Kom-
munikationsprozess sowie die Verarbeitung der Ergebnisse soweit wie mög-
lich zu behalten, um einem Autonomieverlust sowie einer Machtverlagerung
entgegenzuwirken. Es lassen sich folgende Hypothesen aufstellen:

a) Die Parteiführung wird sowohl für den technisch-organisatorischen Ein-
satz einer Beteiligungsplattform als auch für die zur Diskussion gestell-
ten Themen im Vorhinein einen Rahmen setzen, um ihre Agenda-Set-
ting-Autonomie zu wahren.

b) Die Parteiführung wird die Aggregation der Themen und Meinungen auf
der Plattform kontrollieren, um ihre Steuerungshoheit zu behalten.

c) Die Parteiführung wird den Teilnehmern eines Online-Beteiligungsver-
fahrens keine verbindlichen Gestaltungs- und Entscheidungsbefugnisse
übertragen, sondern die Verarbeitung und Transmission der Ergebnisse
selbst in der Hand behalten.

Diese Hypothesen werden im Folgenden im Rahmen einer Fallstudie über
den Einsatz einer Online-Beteiligungsplattform durch die SPD überprüft.

Fallstudie: onlineantrag.spd.de

Untersuchungsgegenstand der Fallstudie ist die Nutzung einer kollaborati-
ven Internetplattform durch die SPD im Spätsommer 2011. Auf der Online-
Plattform «onlineantrag.spd.de» 9 konnten Parteibuchinhaber wie auch

3

9 Die Plattform ist mittlerweile offline. Die Inhalte wurden durch die Verfasser gesi-
chert.
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Nichtmitglieder an einem Leitantrag für den Bundesparteitag im Dezember
2011 mitwirken. Es ging dabei um Ideen und Formulierungsvorschläge für
das Kapitel «Arbeit und Wirtschaft» des Leitantrags «Freiheit, Gerechtigkeit
und Solidarität in der Digitalen Gesellschaft».10

Die Analyse des Fallbeispiels folgt der Chronologie des Beteiligungs-
prozesses: Zunächst werden kurz der Hintergrund und die Entstehung des
Online-Beteiligungsverfahrens dargestellt. Darauf folgt eine Analyse der
Beteiligungsoptionen und Nutzungsstrukturen auf der Plattform. Zudem
wird thematisiert, nach welchen Kriterien und in welchem Umfang die Ver-
arbeitung der Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens abgelaufen ist, bevor
die Einbindung des Antrags im Rahmen des Beschlussverfahrens auf dem
Parteitag im Mittelpunkt der Analyse steht.

Die verschiedenen Analyseebenen erfordern, wie bei explorativen Fall-
studien üblich, eine Kombination unterschiedlicher Methoden (vgl. Häder
2010): Außer auf einer Struktur- und Inhaltsanalyse11 der Plattform beruht
die Untersuchung auf einer teilnehmenden Beobachtung sowie leitfadenge-
stützten Experteninterviews mit Projektverantwortlichen (vgl. zur Methode
Blatter et al. 2007).12 Als methodische Orientierung dienen dabei andere
Fallstudien, die online-basierte politische Beteiligungsprozesse analysiert
und evaluiert haben.13

Hintergrund und Entstehung

Die Idee, Parteimitglieder und Bürger über ein Online-Verfahren an der
Entwicklung eines Antrags für den Parteitag zu beteiligen, entstand vor dem

3.1

10 Siehe SPD (2011): Antragsbuch zum ordentlichen Bundesparteitag 2011 unter
www.spd.de/linkableblob/19322/data/2011_bpt_antragsbuch.pdf (zuletzt abgeru-
fen am 11.11.2013).

11 Die Inhaltsanalyse wurde auf Basis einzelner Textbeiträge (‹Vorschläge›) auf der
Plattform sowie anhand von Textelementen des fertigen Antrags vorgenommen.

12 Es wurden drei Experten befragt: Tobias Nehren, zum Zeitpunkt der Befragung Mit-
arbeiter im SPD Newsdesk, Daniel Reichert, Mitbegründer und Vorstandsvorsit-
zender des Vereins Liquid Democracy, und Eva Breitbach, Community Managerin
der Beteiligungsplattform. Die Interviews wurden in digitaler Form aufgenommen,
anschließend mit der Software f4 transkribiert und im Hinblick auf wichtige Aussa-
gen zu den Phasen der Fallstudie analysiert

13 Beispielsweise Kubicek/Westholm 2010, Lilleker/Pack/Jackson 2010; ausführlich
zur Methodendiskussion der Evaluation von Online-Beteiligungsprojekten Aich-
holzer/Westholm 2009, Abelson/Gauvin 2006.
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Hintergrund der Organisationsreform der SPD, im Zuge derer die Partei un-
ter anderem ihre Beteiligungsstrukturen für Mitglieder und Nichtmitglieder
geöffnet hat (vgl. Klug 2012). Mit dem online-begleiteten Antragsverfahren
wollte man dieser angestrebten Modernisierung der Partei auf dem Bundes-
parteitag im Dezember 2011 ein Gesicht geben.14 Ziel des Einsatzes des
Beteiligungsverfahrens war laut den Parteiverantwortlichen unter anderem,
«jungen Menschen, die sich nicht ortsgebunden in Gliederungen der Partei
engagieren können oder wollen, sowie für Menschen, die nur themenbezo-
gen in einer Partei mitarbeiten wollen, erstmalig eine einflussreiche politi-
sche Partizipationsmöglichkeit über das Netz» zu bieten (Bücker 2011: 16).
Beteiligte Akteure innerhalb der Partei waren als formale Antragssteller die
Medienkommission beim Parteivorstand sowie das SPD-Newsdesk des Par-
teivorstands, das in der Parteizentrale angesiedelt ist.15 Die Partei wählte als
Gegenstand für das online-basierte Beteiligungsverfahren nicht zufällig ein
netzpolitisches Thema. Hier spielte auch der Erfolg der Piratenpartei bei den
Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus 2011 eine Rolle.16 Bevor das On-
line-Verfahren gestartet wurde, fand eine Offline-Auftaktveranstaltung statt,
zu der unter anderem Akteure aus der netzaffinen Berliner Gründerszene
eingeladen wurden. Ziel war es, eine für das Antragsthema relevante Ziel-
gruppe auf das Beteiligungsverfahren aufmerksam zu machen und sie zur
Teilnahme zu mobilisieren. Die Verantwortlichen innerhalb der SPD er-
hofften sich dadurch Expertise und Impulse für das in der Partei neue The-
ma.17 Die Parteimitglieder wurden über die parteiinternen Kommunikati-
onswege, auf der Homepage der SPD (www.spd.de) sowie über den
YouTube-Kanal der Partei («SPDvision») über das Online-Antragsverfah-
ren informiert und zur Teilnahme aufgerufen.

Für die technische Umsetzung der internetbasierten Beteiligungsplatt-
form («onlineantrag.spd.de») arbeitete die SPD mit dem Verein Liquid De-
mocracy e. V. zusammen. Der Verein stellt für politische, aber auch für an-
dere Organisationen die Open-Source- und Social-Software «Adhocracy»

14 Interview Nehren.
15 Beim Newsdesk des SPD-Parteivorstands handelte es sich um eine neu geschaffene,

eigenständige Redaktion, die das 2010 neu konzipierte Partei- und Nachrichtenportal
spd.de betreut (Bücker 2011).

16 Interview Nehren. Siehe auch den Artikel «Piraten im Umfragehoch. Strategie gegen
den Freibeuter-Angriff» in der Zeitschrift Stern vom 10.4.2012 (www.stern.de/po-
litik/deutschland/piraten-im-umfragehoch-strategien-gegen-den-freibeuter-an-
griff-1811664.html; zuletzt abgerufen am 11.11.2013).

17 Interview Nehren. Siehe auch Pöttgen 2011.
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als technische Basis für Diskussions- und Abstimmungsplattformen bereit,
die von den Anwendern für ihre jeweiligen Zwecke angepasst werden kön-
nen. Für «onlineantrag.spd.de» wurde zum ersten Mal in einem Adhocracy-
basierten Beteiligungsverfahren ein Community Management eingesetzt,
um den Prozess auf der Plattform zu begleiten.18 Als Community Managerin
wurde eine parteiexterne Person beauftragt, die die Aufgabe hatte, den Nut-
zern als Ansprechpartnerin auf der Plattform bei Fragen zum Ablauf und
technischen Problemen zur Seite zu stehen. Darüber hinaus war die Com-
munity Managerin nach Abschluss der Online-Phase gemeinsam mit dem
verantwortlichen Redakteur des SPD-Newsdesks an der Aggregation und
redaktionellen Verarbeitung der Ergebnisse des Diskussionsprozesses be-
teiligt.

Beteiligungsoptionen und Nutzungsstrukturen

Der Input der Teilnehmer bei der Erstellung des erwähnten Antragskapitels
wurde durch sechs Leitfragen zum Themenkomplex «Arbeit und Wirtschaft
in der Digitalen Gesellschaft» strukturiert. Diese Leitfragen waren zuvor
seitens der Parteiverantwortlichen entwickelt und auf der Plattform einge-
stellt worden. Die Teilnehmer waren eingeladen, Lösungen für diese Fragen
zu formulieren und zu diskutieren. Das Verfahren war dafür in zwei Phasen
gegliedert: In den ersten sechs Wochen (4. August bis 13. September 2011)
konnten die Teilnehmer die vorgegebenen Leitfragen kommentieren und
Vorschläge zur inhaltlichen Positionierung der Partei formulieren. Außer-
dem war es möglich, Empfehlungen anderer Teilnehmer zu kommentieren,
zu bewerten und weiterzuentwickeln, wenn diese eine Bearbeitung freige-
geben hatten. In einer zweiten, kürzeren Phase (13. September bis 19. Sep-
tember 2011) fand dann die abschließende Abstimmung über die Vorschläge
statt. Die Vorschlagsentwürfe mit den meisten Unterstützern sollten der Be-
schreibung auf «onlineantrag.spd.de» zufolge in die Formulierung des Par-
teitagsantrags einbezogen werden.

Personen, die sich auf der Plattform an dem Antragsverfahren beteiligen
und Beiträge erstellen wollten, mussten sich zunächst online registrieren.
Dabei konnten sie entscheiden, ob sie sich mit ihrem Klarnamen oder an-

3.2

18 Interview Daniel Reichert, Liquid Democracy. Community Manager operieren als
Schnittstelle zwischen den Initiatoren von online-basierten Beteiligungsprozessen
und den Teilnehmenden auf der Plattform.
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onym anmelden. Die Beiträge und der Prozess waren allerdings auch für
nicht-registrierte Internetnutzer während der Online-Phase vollständig sicht-
bar. Neben der Möglichkeit, mit eigenen Beiträgen und Bewertungen an der
Diskussion teilzunehmen, hatten die angemeldeten Teilnehmer außerdem
die Option, ein persönliches Profil mit Informationen über ihre Person und
einem Foto anzulegen. Die Parteimitgliedschaft wurde nicht abgefragt, ist
von manchen Nutzern aber im persönlichen Profil angegeben worden.19

Wie wurden die beschriebenen Partizipationsmöglichkeiten tatsächlich
genutzt? Insgesamt haben sich während des laufenden Verfahrens 408 Teil-
nehmer auf der Plattform angemeldet.20 Im Untersuchungszeitraum wurden
insgesamt 77 Vorschläge zu den sechs vorgegebenen Leitfragen erstellt –
wobei etwa die Hälfte einen nur geringen oder keinen thematischen Bezug
zu einer der Leitfragen oder zum Oberthema des Antrags aufwies. Zu den
Vorschlägen wurden wiederum 222 Kommentare abgegeben und 326 Ab-
stimmungen vorgenommen.21 Bei der Verteilung der Aktivitäten auf die re-
gistrierten Teilnehmer fällt auf, dass eine Mehrheit von 66 Prozent (271
Nutzer) überhaupt nicht auf der Plattform aktiv war. Rund ein Drittel (125
Nutzer) hat mindestens eine und maximal zwei Partizipationsformen ge-
nutzt, während eine Minderheit von drei Prozent (12 Nutzer) von allen drei
Beteiligungsformen Gebrauch gemacht hat. Die Option, kollaborativ Vor-
schläge zu erarbeiten, wurde ebenfalls nur begrenzt genutzt. Die meisten
Vorschläge (59) waren erst gar nicht für die gemeinsame Bearbeitung auf
der Plattform freigegeben. Die übrigen 18 Vorschläge waren für die ge-
meinsame Bearbeitung geöffnet, allerdings wurden nur vier Vorschläge tat-
sächlich durch mehrere Benutzer bearbeitet und weiterentwickelt.

19 Eine Befragung der Teilnehmenden auf «onlineantrag.spd.de» war nicht möglich,
sodass keine Aussagen über ihre Zusammensetzung (Parteimitgliedschaft, Soziode-
mografie, Beteiligungsmotivation, Nutzungseffekte usw.) getroffen werden können.

20 Dazu zählen alle Teilnehmer mit dem Status ‹Wähler›. So wurden die Teilnehmer
auf der Plattform bezeichnet, die nicht zum Organisationsteam gehörten. Die Orga-
nisatoren wurden als ‹Verwalter› bezeichnet.

21 Bezieht man alle Aktivitäten auf der Plattform mit ein, also nicht nur solche, die sich
auf die 77 Vorschläge beziehen, sind es insgesamt 509 Kommentare und 1’214 Be-
wertungen (Abstimmungen). Die Differenz bei den Abstimmungen ergibt sich da-
raus, dass auch Kommentare bewertet werden konnten. Die zusätzlichen Kommen-
tare ergeben sich aus den Beiträgen in der Rubrik ‹Diskussion› auf der Plattform,
innerhalb derer Fragen zum Prozess usw. diskutiert werden konnten.
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Verarbeitung der Prozessergebnisse

Ziel war es, die Ideen und Vorschläge der Teilnehmer nach Abschluss der
Diskussions- und Abstimmungsphase auf der Plattform in ein abstimmungs-
fähiges Antragspapier zu übersetzen. Bei diesem Prozessschritt hatten die
Teilnehmer allerdings keine Mitwirkungsmöglichkeiten; die Auswahl und
Verarbeitung des Inputs oblag den beteiligten Mitarbeitern des Parteima-
nagements mit Unterstützung der Community Managerin. Während des da-
vorliegenden Beteiligungsprozesses konnten die Teilnehmer auf der Online-
Plattform zwar wie beschrieben über die Vorschläge abstimmen, sodass sich
ein Meinungsbild ergab. Doch inwiefern dieses Meinungsbild als Kriterium
für die Auswahl und Weiterverarbeitung der Beiträge in das Antragskapitel
berücksichtigt wurde, lässt sich nicht nachhalten. Dies zeigt auch ein zwi-
schengeschalteter Schritt auf der Plattform: Bevor die Verarbeitung der 77
Vorschläge erfolgte, wurden diese durch das Community Management für
alle Teilnehmer und Beobachter sichtbar mit dem Status ‹angenommen› (25
Vorschläge), ‹abgelehnt› (8 Vorschläge) oder ‹nicht zum Thema/anderes
Thema› (42 Vorschläge) eingestuft (siehe Tabelle 1). Nach welchen Krite-
rien die Einordnung durch das Community Management erfolgte, erschließt
sich nicht unmittelbar, denn die Einstufung stimmte nicht durchgehend mit
dem Meinungsbild der Teilnehmer überein. So erhielten sechs Vorschläge
trotz Bezugs zum Rahmenthema des Antrags und mehrheitlicher Zustim-
mung der Teilnehmer den Status ‹abgelehnt›. Ungeachtet dieser Einstufung
wurde einer dieser ‹abgelehnten› Vorschläge später doch noch in das An-
tragskapitel aufgenommen.

Tabelle 1: Einordnung der Vorschläge durch Teilnehmer und Community
Management

 
Abstimmung durch Teilnehmer

GesamtZustimmung Ablehnung Ausgewogen

Status durch
Community
Management

angenommen 24 0 1 25
abgelehnt 6 0 2 8
anderes Thema 21 5 16 42
kein Status zugewie-
sen 0 0 2 2

Gesamt 51 5 21 77

Quelle: onlineantrag.spd.de, eigene Darstellung.

3.3
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Der inhaltsanalytische Vergleich des auf der Plattform erzeugten Inputs mit
dem fertigen Antragskapitel erbringt weitere aufschlussreiche Befunde. Ins-
gesamt wird im Antragskapitel auf 19 der 33 thematisch passenden Vor-
schläge aus der Online-Diskussion verwiesen. Über diese 19 hinaus sind
zwölf weitere Vorschläge von den Teilnehmern mehrheitlich positiv bewer-
tet worden; diese wurden später aber nicht in das Antragskapitel übernom-
men. Nach welchen Kriterien die 19 Vorschläge ausgewählt worden sind,
ist weder evident noch von den Initiatoren auf der Plattform erläutert worden.
Auch in den Experteninterviews wurden keine systematischen Auswahlkri-
terien benannt.

Im Rahmen der Fallstudie wurde des Weiteren ermittelt, wie groß der
tatsächliche Textanteil der online-generierten Vorschläge am Antragskapitel
in quantitativer und qualitativer Hinsicht war (Tabelle 2). Demnach sind
rund 18 Prozent des Kapiteltextes an den Input der Online-Diskussion an-
gelehnt. Die Textteile finden sich dabei mit unterschiedlich starkem Abs-
traktionsniveau im Antragskapitel wieder: Während sechs Vorschläge wört-
lich übernommen wurden, weisen sieben einen sinngemäßen Bezug und
sechs Vorschläge einen nur sehr abstrakten Bezug zum online erstellten
Vorschlag auf; die Vorschläge wurden also mehrheitlich und weitreichend
redaktionell bearbeitet.

Tabelle 2: Verarbeitung der als thematisch passend eingestuften Vorschlä-
ge22

Art der Übernahme in den Antrag Häufigkeit Prozent
wörtliche Übernahme 6 18,2
sinngemäßer Bezug 7 21,2
sehr abstrakter Bezug 6 18,2
nicht übernommen 14 42,4
Gesamt 33 100
Quelle: onlineantrag.spd.de, eigene Darstellung.

22 Es lagen folgende Codieranweisungen zugrunde: ‹Sehr abstrakter Bezug›: Liegt vor,
wenn sich die Verweisstelle nur auf das grobe Thema bezieht, ohne Kernideen oder
Formulierungen aufzugreifen. ‹Sinngemäßer Bezug›: Liegt vor, wenn die Verweis-
stelle zwar nicht wortwörtlich den gesamten Vorschlag wiedergibt, aber Teilsätze
oder Schlagworte einer Idee oder Aussage aus dem Vorschlag aufgreift. ‹Wörtliche
Übernahme›: Liegt vor, wenn sich in der Verweisstelle mehrheitlich wortwörtliche,
maximal leicht veränderte (Rechtschreibung, Ausdruck) Formulierungen aus dem
Vorschlag wiederfinden.
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Nach Abschluss des Beteiligungsprozesses und der beschriebenen Verar-
beitung der Ergebnisse wurde das Antragskapitel von der SPD auf den Seiten
«onlineantrag.spd.de» und auf «spd.de» veröffentlicht. Für die Teilnehmer
des Online-Verfahrens gab es zu diesem Zeitpunkt keine Möglichkeiten
mehr, das Ergebnis zu kommentieren oder zu diskutieren.

Einbringung auf dem Bundesparteitag

Das fertige Antragskapitel war als Teil des Leitantrags «Freiheit, Gerech-
tigkeit und Solidarität in der Digitalen Gesellschaft» des Parteivorstands der
Antragskommission des Bundesparteitags übergeben worden. Die Kom-
mission schlug eine Änderung vor23 und empfahl den Delegierten des Par-
teitags die Annahme des Antrags. Das Antragsverfahren entsprach somit den
im Organisationsstatut der SPD festgelegten formalen Kriterien für einen
Antrag an den Bundesparteitag (§ 18 SPD-Organisationsstatut, Stand: De-
zember 2011). Der Leitantrag «Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität in der
Digitalen Gesellschaft» wurde am zweiten Tag des Parteitags im Antrags-
bereich M (Medien- und Kulturpolitik) durch Björn Böhning, den damaligen
Leiter des Gesprächskreises Netzpolitik der SPD, eingebracht und als Be-
schluss Nr. 36 einstimmig angenommen. Das für die SPD neue Verfahren
zur Vorbereitung eines Antrags über eine Online-Plattform wurde auf dem
Parteitag explizit zum Thema gemacht. So charakterisierte Björn Böhning
den Antrag in seiner Einbringungsrede wie folgt:

«Dieser Antrag […] ist ein gelebtes Zeichen der Öffnung der Partei. […] An
der Erstellung dieses Antrags waren sicher mehr Genossinnen und Genossen
und auch Nichtmitglieder beteiligt, mehr als an jedem anderen Antrag, der Euch
in diesem Antragsbuch vorliegt. […] Dieser Antrag ist der demokratischste des
Parteitags.»24

Auch Matthias Groote, MdEP, wies in seinem Redebeitrag auf die Bedeu-
tung des Verfahrens hin: «Mehr Demokratie wagen 2.0! Das Experiment ist

3.4

23 Diese betraf allerdings nicht das online erstellte Kapitel. Die Änderung der Antrags-
kommission bezog sich auf Formulierungen im zweiten und vierten Kapitel des
Leitantrags (vgl. Antragsbuch zum Bundesparteitag 2011, S. 410 und 419).

24 SPDvision, www.youtube.com/watch?v=2kA2X-hcdxU&feature=plcp (zuletzt ab-
gerufen am 11.11.2013).
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gelungen!» 25 Ob und inwiefern diese normativ beladenen positiven Ein-
schätzungen relativiert werden müssen, wird im Folgenden entlang der Hy-
pothesen diskutiert.

Diskussion der Hypothesen

Zu Beginn wurden auf der Grundlage theoretischer Erwägungen drei Er-
wartungen an den Einsatz von online-basierten Beteiligungsplattformen in
Parteien und die Auswirkungen einer ‹Entmedialisierung› auf parteiinterne
Strukturen abgeleitet, die nun auf der Grundlage der Ergebnisse der Fall-
studie diskutiert werden sollen. Generell wurde erwartet, dass die Partei-
führung versuchen wird, die Kontrolle über das Partizipationsverfahren zu
behalten, um möglichen Macht- und Steuerungsverlusten bei dem Einsatz
neuer Medien entgegenzuwirken.
Hypothese a: Die Parteiführung wird sowohl für den technisch-organisatori-
schen Einsatz einer Beteiligungsplattform als auch für die zur Diskussion ge-
stellten Themen im Vorhinein einen Rahmen setzen, um ihre Agenda-Setting-
Autonomie zu wahren.

In dem untersuchten Fall des SPD-Online-Antrags ist der Einsatz der
Plattform von der Parteiführung veranlasst worden. Die Initiative für die
Nutzung des Beteiligungsverfahrens ging dabei vom Parteimanagement aus.
Technisch-organisatorisch wurde dem Verfahren insbesondere durch die
Einrichtung eines Community Managements sowie der Anpassung der Ad-
hocracy-Software ein Rahmen gesetzt. Eine thematische Beschränkung
durch die Parteiführung findet sich in der vorher getroffenen Auswahl des
Themas und dessen Eingrenzung durch die aufgeworfenen Leitfragen. Zwar
konnten die Teilnehmer auch Beiträge veröffentlichen, die keinen Bezug
zum gesetzten Thema oder zu den Leitfragen hatten, diese fanden allerdings
keine weitere Berücksichtigung. Eine weitere Begrenzung des Einflusses
der party on the ground durch die Parteiführung lässt sich auch in der Reich-
weite des Themas festmachen: Die Teilnehmer auf der Plattform hatten le-
diglich die Möglichkeit, zu einem einzigen Kapitel eines Antrags Vorschlä-
ge zu formulieren, der zudem auf dem Parteitag eine nur untergeordnete
Rolle spielte. Der Beteiligungsprozess fand also auf der Grundlage eines

4

25 SPD Parteitag, www.spd.de/aktuelles/Parteitag_2011/21652/20111205_antrag_
netzpolitik_parteitag.html (zuletzt abgerufen am 11.11.2013).
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seitens der Parteiführung eng gesteckten technischen und thematischen Rah-
mens statt.
Hypothese b: Die Parteiführung wird die Aggregation der Themen und Mei-
nungen auf der Plattform kontrollieren, um ihre Steuerungshoheit zu behalten.

Auch in der Phase des Beteiligungsprozesses selbst wird offenkundig,
dass die Parteiführung die Kontrolle über das Verfahren behalten wollte. Die
Strukturierung und Aggregation der Ergebnisse wurden – zumindest indirekt
– durch die Parteiführung kontrolliert, indem sie wie beschrieben eine Com-
munity Managerin einsetzte, die den Prozess begleitete. Die Bedeutung und
die Reichweite dieser Moderation zeigten sich bei der für alle Besucher der
Plattform sichtbaren Einordnung der Vorschläge durch das Management als
thematisch ‹passend› oder ‹unpassend› sowie bei der Statuszuwei-
sung ‹angenommen› oder ‹abgelehnt›, die sich nicht immer aus dem tat-
sächlichen Meinungsbild der Teilnehmer ergab.
Hypothese c: Die Parteiführung wird den Teilnehmern eines Online-Beteili-
gungsverfahrens keine verbindlichen Gestaltungs- und Entscheidungsbefugnis-
se übertragen, sondern die Verarbeitung und Transmission der Ergebnisse
selbst in der Hand behalten.

Die dritte Erwartung kann ebenso bestätigt werden. Die Entscheidungs-
macht der Parteiführung betraf zunächst die Auswahl der online erstellten
Vorschläge, die in den Leitantrag übernommen wurden. Dieser Selektions-
schritt folgte keinen erkennbaren Regeln. Lediglich bei Vorschlägen, die
sich inhaltlich vom Thema des Leitantrags entfernt hatten, war offenkundig,
warum diese nicht berücksichtigt wurden. Welche der thematisch passenden
Vorschläge übernommen wurden und welche nicht, entschieden ein Redak-
teur vom SPD Newsdesk und die Community Managerin; es gab dabei kei-
nen systematischen Algorithmus (z. B. Anzahl der Unterstützungen, Kom-
mentare oder Argumentationsstruktur), auf dessen Grundlage die Auswahl
der Vorschläge vorgenommen wurde. So wurden zum Beispiel wie be-
schrieben einige Vorschläge, die die überwiegende Zustimmung der Teil-
nehmer erhalten hatten, ohne erkennbaren Grund nicht in das Antragskapitel
aufgenommen. Weitere Einschränkungen gab es bei der konkreten Verar-
beitung der ausgewählten Vorschläge: Nur ein Drittel der online ent-
wickelten Beiträge wurde nahezu wörtlich in den Leitantrag eingebaut, ein
Drittel paraphrasiert und beim letzten Drittel lässt sich der Bezug zwischen
Online-Beitrag und entsprechender Stelle im Leitantrag kaum noch ausma-
chen. Dabei ist diese Einschränkung sicherlich auch der Funktionalität des
Zieltextes geschuldet: Eine redaktionelle Bearbeitung der Vorschläge war
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erforderlich, allein um die formalen Ansprüche eines Antrags an den Bun-
desparteitag zu erfüllen. Das fertige Antragskapitel wurde nach Abschluss
der Online-Phase und der Verarbeitung des Inputs auf der Plattform veröf-
fentlicht; eine abschließende Diskussion des Kapitels unter Einbeziehung
der Online-Teilnehmer wurde wie beschrieben nicht ermöglicht.

Auch im weiteren Verlauf des Antragsverfahrens hatte die party on the
ground keinen Einfluss. Der Antrag wurde in den üblichen Kanälen der Par-
teiorganisation weiterverarbeitet. Der Parteivorstand trat als offizieller An-
tragsteller auf. Bei der Einbringung des Antrags auf dem Parteitag wurde
zwar die Mitwirkung der Parteimitglieder und Bürger betont. Die Beiträge
und Abstimmungsergebnisse der Plattform-Teilnehmer hatten jedoch weder
formal noch faktisch eine Bindewirkung. Freilich dürfen über solche teil-
nahme-offenen Online-Verfahren generierten Inhalte und Meinungsbilder
innerhalb der SPD aus formalen Gründen bislang auch keine rechtliche Ver-
bindlichkeit entfalten: Zum einen waren laut SPD Organisationsstatut auf
Bundesebene lediglich Organisationsgliederungen (Ortsvereine, regionale
Zusammenschlüsse), Arbeitsgemeinschaften und -kreise, Themenforen, na-
hestehende Organisationen (auf Bitte der Partei) und der Parteivorstand dazu
berechtigt, einen Antrag zu stellen. Zum anderen durften gemäß der Satzung
nur gewählte Delegierte im Rahmen des Parteitags Anträge beschließen.26

Bei der Analyse des Verarbeitungsprozesses zeigt sich allerdings, dass die
Abstimmungsergebnisse auf der Online-Plattform zum Teil nicht einmal
eine faktische Auswirkung auf die Übernahmewahrscheinlichkeit von Vor-
schlägen hatten. Und letzten Endes beinhaltete der Leitantrag mit seinem
online-generierten Kapitel ohnehin keine konkreten Policy-Forderungen,
sodass er keine unmittelbare Bindungskraft auf legislative Entscheidungs-
prozesse der Partei in den Parlamenten zeitigte.

26 Vgl. Organisationsstatut der SPD, § 15, § 18 und § 20 (Stand vom 4.12.2011 unter
www.spd.de/linkableblob/1852/data/Organisationsstatut.pdf, zuletzt abgerufen am
11.11.2013). Mit dem Parteiengesetz wäre es grundsätzlich kompatibel, Mitglieder-
versammlungen (Parteitage) über Online-Plattformen abzuhalten, wenn diese
ein «vollwertiges Äquivalent zur Präsenzversammlung» darstellen (vgl. Robbe/Tse-
sis 2011: 6). Das Parteiengesetz schreibt auch nicht vor, wer daran teilnehmen darf.
Es obliegt also den Parteien selbst, inwiefern sie ihre Strukturen dementsprechend
anpassen. So dürfen bei der Piratenpartei zum Beispiel grundsätzlich alle Mitglieder
an einem Parteitag teilnehmen und verfügen über ein Stimm- und Antragsrecht (vgl.
Satzung der Piratenpartei Deutschland, unter www.piratenpartei.de/partei/sat-
zung/,zuletzt abgerufen am 11.11.3013).
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Die Online-Willensbildung und Offline-Entscheidungsfindung waren al-
so nicht unmittelbar, sondern nur über die party in central office verbunden.
Diese fungierte in diesem Prozess als ‹interface›.

Fazit und Perspektiven

Das Fallbeispiel bestätigt die Vermutung, dass Parteiführungen internetba-
sierte Partizipationsplattformen als spezifische Form neuer Online-Medien
strategisch nutzen und versuchen möglichen Autonomie- und Machtverlus-
ten entgegenzuwirken. Dies spricht für die Instrumentalisierungsthese. Auf
der anderen Seite lassen sich innerhalb des ausgewählten Falls auch Hin-
weise auf eine Stärkung des Einflusses der party on the ground finden. Zu-
nächst betrifft dies die Möglichkeit der Parteibasis, überhaupt auf einen
Leitantrag unmittelbaren Einfluss nehmen zu können. Bisher war dies wie
beschrieben nur bestimmten Organisationsgliederungen vorbehalten. Über
das Online-Verfahren konnten nun auch einzelne Mitglieder an der Gestal-
tung eines Antrags für den Parteitag mitwirken, unabhängig von ihrer Zu-
gehörigkeit zu einer Arbeitsgemeinschaft oder regionalen Gruppe.

Darüber hinaus liegen in der faktischen Öffnung des Antragsverfahrens
auch für Nichtmitglieder Potenziale und Risiken für die Parteiendemokratie:
Während des gesamten Beteiligungsprozesses war nicht erkennbar, wer
Mitglied der SPD war und wer lediglich Sympathisant – oder möglicher-
weise sogar einer anderen Partei nahestand. Nichtmitglieder konnten mit den
regulären Parteibuchinhabern gleichberechtigt in dem Prozess mitwirken,
Vorschläge entwickeln, kommentieren und abstimmen. Sollten sich solche
Beteiligungsverfahren ausweiten, muss beobachtet werden, inwieweit dies
Auswirkungen auf das Engagement und die Bedeutung der party on the
ground hat, wenn eine effektive Mitwirkung an der Willensbildung und
Entscheidungsfindung in Parteien nicht mehr an eine formale Mitgliedschaft
gekoppelt ist. Denkbar sind ein (faktischer oder wahrgenommener) Bedeu-
tungs- und Machtverlust sowie eine Entpriviligierung der Parteibasis zu-
gunsten von Bürgern ohne Parteibuch.

Eine Einschränkung der Aussagekraft der Befunde liegt offenkundig in
der begrenzten Repräsentativität des Falls. Das untersuchte Beteiligungs-
verfahren stellte das erste dieser Form innerhalb der SPD dar; es gab folglich
weder bei der Parteiführung als Initiator noch bei der party on the ground
als Adressat und Teilnehmer des Verfahrens eine etablierte Online-Partizi-
pationskultur. Aufgrund der bislang weitestgehend positiven Wahrnehmung

5
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von Partizipationsprojekten im Internet ist jedoch davon auszugehen, dass
solche Verfahren zukünftig vermehrt im politischen Prozess eingesetzt wer-
den. Die wiederholte Verwendung online-basierter Beteiligungsverfahren
innerhalb einer Partei könnte zum einen dazu führen, dass sich Quantität und
Qualität der Beteiligung auf Seiten der party on the ground erhöhen; zum
anderen könnte die Bereitschaft der Parteiführung, solche Verfahren in ihrer
Reichweite und Verbindlichkeit auszuweiten, steigen.

Generell ist zu erwarten, dass die internetbasierten Beteiligungsplattfor-
men eine Robustheit entfalten, die eine bloße Instrumentalisierung seitens
der Parteiführung unwahrscheinlich macht. Jedes Kommunikationsformat
bringt eine eigene ‹Medienlogik› mit sich und entwickelt dabei eine Dyna-
mik, die durch das Parteimanagement nicht komplett gesteuert werden kann.
Es lassen sich in diesen Projekten also durchaus basisdemokratische Poten-
ziale ausmachen.

Erst durch vergleichende Analysen mit anderen online-basierten Beteili-
gungsprojekten kann beantwortet werden, ob der Einsatz von Online-Platt-
formen langfristig zu einer Machtverlagerung innerhalb von Parteien führt,
ob und welche Parteiakteure an Autonomie gewinnen und schließlich wie
stark – kontextbedingt – die Eigenlogik dieses neuen Kommunikations- und
Willensbildungsformats ist. Hier ergibt sich ein neues relevantes For-
schungsfeld an der Schnittstelle zwischen politischer Organisations- und
Kommunikationsforschung.

Ein weiteres Desiderat stellt die Analyse der Teilnehmer und Nichtteil-
nehmer solcher Beteiligungsverfahren dar. Die vorliegende Studie hat vor
allem die Perspektive der Parteiführungen untersucht. Unter ‹Medialisie-
rung› oder eben auch ‹Entmedialisierung› sollte ebenso analysiert werden,
inwiefern die Parteibasis und Bürger den Bedeutungswandel von (Mas-
sen-)Medien und Online-Kommunikation wahrnehmen und welche Folgen
sich daraus für ihre Erwartungen an Politik und Parteien einerseits und für
ihr eigenes Kommunikations- und Partizipationsverhalten andererseits er-
geben (vgl. Reinemann 2010). Erst eine Analyse der Nutzerschaft ermög-
licht Rückschlüsse auf die Fähigkeit neuer Online-Anwendungen, die party
on the ground unter Umgehung der Massenmedien in die Willensbildung
und Entscheidungsfindung von Parteien einzubinden.

Die These einer ‹Entmedialisierung› durch Online-Kommunikation kann
dabei freilich nur für bestimmte, einzelne Kommunikationsprozesse inner-
halb von Parteien und zwischen Parteien und Bürgern gelten. Wahrschein-
licher ist eine stärkere Verbindung von massenmedialer und direkter Wäh-
ler- und Mitgliederkommunikation. So bedarf es zum einen vermutlich auch
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in Zukunft der Mobilisierung über die Massenmedien, um eine wirklich
große Gruppe von Bürgern für Online-Partizipationsangebote zu gewinnen.
Zum anderen ist zu erwarten, dass massenmediale Kommunikationskanäle
auch genutzt werden, um die Ergebnisse von Online-Beteiligungsprojekten
zu verbreiten und damit eine (symbolische) Legitimation für Entscheidun-
gen zu demonstrieren.
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